
 

 

Für die Bundestagswahl 2017 hat der NABU Baden-Württemberg zehn Wahlprüf-
steine zu drängenden Fragen im Natur- und Umweltschutz erarbeitet. NABU-Grup-
pen legen diese den Kandidatinnen und Kandidaten ihres Wahlkreises vor. Angefragt 
werden Vertreterinnen und Vertreter der Parteien, die derzeit dem Bundestag ange-
hören. Der NABU bittet um Antwort bis zum 20. August 2017. 

 

Kandidatin/Kandidat (Name, Partei, Wahlkreis): 

 

 

 

 

1. Glyphosat 
Über die Neuzulassung von Glyphosat wird Ende 2017 entschieden. Das Totalherbizid 
ist gesundheitsschädlich und mitverantwortlich für den Artenrückgang in unserer 
Landschaft. 

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis unabhängig von den Ent-
scheidungen in Brüssel dafür einsetzen, dass der Einsatz glyphosathaltiger Spritzmittel 
in Deutschland massiv reduziert oder gänzlich verboten wird? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 
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2. Insektensterben 
Es gibt immer weniger Insekten. Eine Forschungsgruppe in Nordrhein-Westfalen hat in 
einer Langzeitstudie Rückgänge um bis zu 80 Prozent dokumentiert. Auch blütenbe-
stäubende Insekten sind betroffen. Neonicotinoide, die weltweit zu den am meisten 
eingesetzten Insektiziden gehören, sind nachweislich gefährlich für Bienen und andere 
Bestäuber und damit maßgeblich verantwortlich für deren Rückgang.  

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für ein Verbot der Wirk-
stoffgruppe der Neonicotinoide einsetzen? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

 

3. Agrarförderung 
Die aktuelle Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) gilt noch bis Ende 2020. Doch schon jetzt 
werden die Weichen für die künftige Agrarförderung (ab 2021) gestellt. Die derzeitige 
Agrarpolitik führt zu hohen Umweltbelastungen (vgl. NABU- 
Studie unter www.NABU.de/news/2016/11/21460.html). 

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für eine ökologische Agrar-
reform einsetzen, in der Prämien an konkrete Nachhaltigkeitskriterien geknüpft sind? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

 

4. Ökolandbau 
Die Nachfrage nach ökologisch erzeugten Lebensmitteln wächst, doch die Anbaufläche 
hierzulande wächst nicht schnell genug mit. Verbrauch und Anbau sind noch weit von 
dem auch in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie festgeschriebenen Ziel von 20 Pro-
zent Ökolandbau entfernt. Um das Ziel zu erreichen, braucht es eine stärkere Förde-
rung des Bio-Anbaus. 

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für eine stärkere Förderung 
des Ökolandbaus und der Ökolebensmittelwirtschaft einsetzen? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 
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5. Gentechnik 
Der überwiegende Teil der Bevölkerung lehnt gentechnisch veränderte Lebensmittel 
ab, da mit der Freisetzung von genmanipulierten Pflanzen unkalkulierbare ökologische 
und soziale Risiken einhergehen. 

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für den Verzicht auf Gen-
technik in der Landwirtschaft einsetzen – und zwar sowohl im Pflanzenbau als auch 
bei Futtermitteln? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

 

6. Stickstoffüberschuss 
Durch Massentierhaltung und Überdüngung der Landschaft mit Gülle leiden viele Regi-
onen Deutschlands an einem Stickstoffüberschuss. Die Folgen: Belastungen des Trink-
wassers mit Nitrat, Verlust von Arten und Lebensräumen sowie Gülletransporte durch 
Deutschland und über Staatengrenzen hinweg.  

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für eine Reduktion der 
Stickstoffüberschüsse durch die Einführung von Hoftorbilanzen und eine Koppelung 
der Tierhaltung an die vorhandene Flächengröße des landwirtschaftlichen Betriebs ein-
setzen?  

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

 

7. Wiedervernetzung 
Die Zerschneidung unserer Landschaft durch Straßen ist eines der größten Probleme 
für viele Wildtiere. Gemeinsam mit WWF, Deutschem Jagdverband (DJV) und ADAC 
fordert der NABU, dass mehr Mittel für Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Le-
bensräumen an Straßen und Schienen ausgegeben werden.  

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis dafür einsetzen, dass das 
Bundesprogramm Wiedervernetzung im BMVI einen eigenen Haushaltstitel mit jähr-
lich 30 Millionen Euro erhält?  

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

  



 

4 BUNDESTAGSWAHL 2017  |  WAHLPRÜFSTEINE 

8. Stromtod 
Viele Vögel sterben, da sie an unzureichend gesicherten Mittelspannungsstrommasten 
einen tödlichen Stromschlag erleiden. All diese Todesfälle wären durch einen zeitgemä-
ßen Schutz vermeidbar. 

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für den Schutz von Vögeln 
vor dem Stromtod einsetzen, indem die Netzbetreiber verpflichtet werden, die Freilei-
tungen an den Stand der Technik anzupassen?  

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

 

9. Artenschutzgutachten 
Bei Infrastrukturprojekten werden aufgrund mangelhafter Gutachten die Belange des 
Artenschutzes oft nicht ausreichend berücksichtigt. Was wir brauchen, sind bundes-
weit einheitliche Methodenstandards sowie unabhängige Kontrollen z. B. durch stich-
probenartige Überprüfungen von Artenschutzgutachten. 

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis in diesem Sinne für eine 
Verbesserung der Qualität von Artenschutzgutachten einsetzen? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 

 

 

 

 

10. Bundesprogramm Biologische Vielfalt 
Eines der erfolgreichsten Förderprogramme des Bundes für den Naturschutz ist das 
„Bundesprogramm Biologische Vielfalt“. Auch in Baden-Württemberg werden darüber 
wichtige Projekte finanziert.  

Werden Sie sich als Abgeordnete/-r aus meinem Wahlkreis für die Aufstockung des 
Bundesprogramms Biologische Vielfalt von derzeit 18 auf 50 Millionen Euro pro Jahr 
einsetzen? 

     ja       nein       weiß nicht 

Anmerkungen (optional): 
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